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zulagengesetzes (InvZulG 1975) 


A. Zielsetzung 

Die Nutzung der vorhandenen Wasserkräfte in der Bundesrepu- 
blik Deutschland hilft andere Energieträger sparen und erhöht 
die Sicherheit der Stromversorgung. Der Bau von Wasserkraft- 
werken erfordert jedoch hohe Investitionen. Durch die Gewäh- 
rung von Finanzhilfen kann die Erschließung bisher nicht ge- 
nutzter Wasserkräfte gefördert werden. 


B. Lösung 

Nach § 4 a des Investitionszulagengesetzes werden bestimmte 
Energieanlagen, die unmittelbar oder mittelbar der Energieein- 
sparung dienen, durch Gewährung einer Investitionszulage ge- 
fördert. Die Wasserkraftwerke sollen in die Aufzählung der 
begünstigten Anlagen in § 4 a einbezogen werden. 


C. Alternativen 

Im Rahmen des Instrumentariums des Investitionszulagengeset- 
zes keine. 


D. Kosten 

Unter der Voraussetzung, daß alle noch nutzbaren Wasserkräfte 
— soweit energiewirtschaftlich sinnvoll — ausgebaut werden, 
ergäbe sich bis zum Jahre 1980 ein Gesamtinvestitionsvolumen 
in der Größenordnung von ca. 400 Millionen DM. Die anzuset- 
zenden Mittel für Investitionszulagen würden sich danach im 
Durchschnitt auf jährlich 5 Millionen DM belaufen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 

1/4 (IV/4) — 505 02 — In 9/75 Bonn, den 25. Juli 1975 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 419. Sitzung am 25. April 1975 beschlossenen Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes (InvZulG 1975) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
investitionszulagengesetzes (InvZulG 1975) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 1975 (Bundesge- 
setzbl. I S. 529) wird wie folgt geändert: 

In § 4 a Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten „Er- 
richtung oder Erweiterung von Heizkraftwerken, 
Müllkraftwerken" die Worte „Wasserkraftwerken 
mit Ausnahme von Pumpspeicheranlagen," einge- 
fügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

In § 4 a werden bestimmte Anlagen im Bereich der 
Energiererzeugung und -Verteilung durch Gewäh- 
rung einer Investitionszulage begünstigt, sofern der 
Bundesminister für Wirtschaft deren besondere Eig- 
nung zur Einsparung von Energie bestätigt. In der 
abschließenden Aufzählung der förderungsfähigen 
Anlagen sind Wasserkraftwerke nicht genannt. 

Die Nutzung der einheimischen Wasserkräfte ist 
energiepolitisch besonders förderungswürdig, da 
diese Energiequelle versorgungssicher ist und die 
Umwelt nicht belastet. Wasserkraftwerke dienen 
ebenso wie die nach § 4 a geförderten Müllkraft- 
werke und Wärmepumpen mittelbar der Energie- 
einsparung. Der Ausbau der noch nicht genutzten 
Wasserkräfte in der Bundesrepublik Deutschland ist 
wegen der hohen Investitionskosten weitgehend 
unrentabel. Durch Gewährung der Investitionszu- 
lage können weitere Wasserkräfte erschlossen wer- 
den. 

Die befristete konjunkturpolitische Investitionszu- 
lage nach § 4 b des Gesetzes ermöglicht keine aus- 
reichende Förderung des Wasserkraftwerksbaus, da 
wegen der notwendigen Vorplanungszeit gerade bei 
größeren, energiewirtschaftlich bedeutsamen Anla- 
gen die Frist für die Auftrags vergäbe (30. Juni 1975) 
nicht eingehalten werden kann. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Nach § 4 a in der bisherigen Fassung werden sowohl 
Anlagen und Einrichtungen gefördert, die Energie- 
einsparung durch rationelle Energieverwendung und 
-erzeugung bezwecken als auch Anlagen zur mittel- 
baren Energieeinsparung durch Erschließung unge- 
nutzter Primärenergiereserven. Hierunter fallen die 
Müllkraftwerke, die den Energiegehalt des Mülls 
nutzbar machen, sowie die Wärmepumpen, die nicht 
nur der Abwärmeverwertung, sondern auch der Nut- 
zung natürlicher Wärmepotentiale dienen können. 
Für die Förderung der in § 4 a genannten Anlagen 
und Einrichtungen maßgebend ist nicht, daß es sich 
um neue Technologien handelt (dies trifft nur in sehr 
beschränktem Maße zu), sondern daß die Anlagen 
und Einrichtungen aus Kostengründen ohne Finanz- 
hilfen nicht in dem möglichen und energiepolitisch 
erwünschten Umfang zur Anwendung kommen. Da 
die nach § 4 a maßgebenden Förderungsgesichtspunk- 
te auch für die Wasserkraftwerke gelten, ist ihre 
Einbeziehung gerechtfertigt. Pumpspeicheranlagen 
sind auszunehmen, da sie das Primärenergieaufkom- 
men nicht erhöhen. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die Inkrafttretensvorschrift. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hält den weiteren Ausbau der 
Wasserkraftwerke im Sinne einer möglichst weit- 
gehenden Ausschöpfung heimischer Energiequellen 
für erwünscht. Wasserkraftwerke sind auch nicht von 
einer finanziellen Förderung ausgeschlossen. Sie 
werden schon seit Jahrzehnten vom Betriebsbeginn 
an für die Dauer von 20 Jahren durch eine Ermäßi- 
gung der Steuern vom Einkommen und Vermögen 
auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge gefördert. 
Die Einzelheiten sind in der Verordnung über die 
steuerliche Begünstigung von Wasserkraftwerken 
vom 26. Oktober 1944 in Verbindung mit Artikel 5 
des Steueränderungsgesetzes 1968 vom 20. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 141) geregelt. Die Steuer- 
begünstigungen nach dieser Verordnung gelten für 
alle Wasserkraftwerke, mit deren Bau bis zum 31. 
Dezember 1977 begonnen wird. Für die Errichtung 


Anlage 2 


von Wasserkraftwerken können außerdem bei Er- 
füllung der zeitlichen Voraussetzungen Investitions- 
zulagen nach § 4 b des Investitionszulagengesetzes 
in Betracht kommen. 

Die Bundesregierung hält eine kumulative Begünsti- 
gung durch Steuerermäßigungen nach der Verord- 
nung über die steuerliche Begünstigung von Wasser- 
kraftwerken und durch Gewährung von Investitions- 
zulagen nach § 4 a des Investitionszulagengesetzes 
für nicht gerechtfertigt. 

Bei der angespannten Haushaltslage sind außerdem 
zusätzliche Steuermindereinnahmen nicht vertretbar. 
Die Bundesregierung wird prüfen und bei den Bera- 
tungen des Gesetzentwurfs darlegen, ob und ggf. in 
welcher Form Wasserkraftwerke künftig gefördert 
werden sollen. 
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